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Partitionierung und 
Transmutation: 
Eine kerntechnische 
Zukunftsoption?

von Diana Gallego Carrera und Michael 
Ruddat, DIALOGIK gGmbH und Zentrum 
für interdisziplinäre Risiko- und 
Innovationsforschung (ZIRIUS), Universität 
Stuttgart

Wärmeentwickelnde, hochradioaktive Abfälle 
haben ein hohes Langzeit-Gefährdungspo-
tenzial. Sie müssen in einem möglichst siche-
ren Endlager verwahrt werden, das es derzeit 
in Deutschland noch nicht gibt. Durch Parti-
tionierung und Transmutation (P&T) könnte 
die Trennung der Abfälle (Partitionierung) 
sowie die Umwandlung (Transmutation) ei-
nes Großteils der Radionuklide durch Neut-
ronenbeschuss  gelingen (Knebel et al. 2013; 
Lübbert/Ahlswede 2008). P&T könnte somit 
eine Möglichkeit sein, das benötigte Volumen 
für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle 
zu verringern. Bislang lag der wissenschaftli-
che Fokus bei P&T auf technischen Machbar-
keitsstudien. In einem interdisziplinären For-
schungsprojekt wurden nun erstmals auch 
die gesellschaftlichen Implikationen dieser 
technologischen Anwendungen untersucht. 
Anhand von vier Szenarien (Abstinenz, For-
schungspartizipation, Europäische System-
partizipation, Anwendung in Deutschland) 
werden im Folgenden Chancen und Risiken 
von P&T beschrieben und potenzielle Hand-
lungsmöglichkeiten sowie Kommunikations-
empfehlungen formuliert.1

Heat-generating high-level radioactive waste is 
potentially dangerous for a very long time. It has 
to be stored in a high security repository, which 
doesn’t exist today in Germany. The technology 
of Partitioning and Transmutation (P&T), which is 
to convert part of the longlived high-level radioac-
tive substances contained in the spent fuel rods 
into shorter-lived fission products (Knebel et al. 
2013; Lübbert/Ahlswede 2008), is currently un-
der research and development. It could be one 
way of reducing the long-term hazard potential 
of heat-producing waste. Until recently, techni-
cal aspects dominate the scientific debate about 
P&T. Social implications of P&T were now at the 
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center of an interdisciplinary research project us-
ing scenario techniques. This article describes 
four societal development scenarios (abstinence, 
research participation, European systems par-
ticipation, application in Germany) with different 
chances and risks of P&T and gives recommen-
dations for future action and communication.

Die zivile Nutzung der Kernenergie ist in 
Deutschland seit Jahrzehnten umstritten. Einer-
seits stützen sich die Befürworter der Kernener-
gie auf die gesetzlichen Vorgaben zur Sicherheit 
von Kernkraftwerken (Atomgesetz2, StrlSchV3) 
sowie die geringe Eintrittswahrscheinlichkeit 
eines schwerwiegenden Unfalls (Größter Anzu-
nehmender Unfall – GAU) in deutschen Kern-
kraftwerken (Deutsches Atomforum 2012; Infor-
mationskreis Kernenergie 2007, S. 52ff.). Ande-
rerseits heben Skeptiker die Unbeherrschbarkeit 
dieser Technik, die ubiquitären und persistenten 
Folgen von freigesetzter ionisierender Strahlung 
sowie das Katastrophenpotenzial freigesetzter 
Radionuklide hervor. Letzteres hat sich nach 
dem Reaktorunglück von Tschernobyl im Jahre 
1986 in den Köpfen der Bürgerinnen und Bür-
ger verfestigt und wurde der Weltöffentlichkeit 
durch den Unfall in Fukushima im März 2011 
erneut vor Augen geführt (Renn/Gallego Carrera 
2015; Gallego Carrera/Hampel 2013).

Problematisch ist auch die gesellschaftlich 
ungelöste Frage der Endlagerung des wärmeent-
wickelnden Abfalls. Neben dem wahrgenomme-
nen Katastrophenpotenzial ist dieser Punkt für 
die gesellschaftliche Bewertung der Kernenergie 
besonders relevant, denn viele Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland sind der Ansicht, dass der 
radioaktive Abfall nicht sicher gelagert werden 
kann (EC 2010; Kals/Sirrenberg 2012; Zwick/
Renn 2002; Ruddat 2009).

Die Thematik der Endlagerung radioaktiver 
Abfälle steht in vielen westlichen Industrienatio-
nen bereits seit den frühen 1950er Jahren auf der 
Agenda. Nahezu genauso alt ist auch der Kon-
flikt um die Endlagerung radioaktiver Abfälle, 
der insbesondere in Deutschland unter Beteili-
gung einer Vielzahl von Akteuren mit divergie-
renden Interessenslagen zu höchst kontroversen 
Debatten geführt hat (Gallego Carrera 2013b, S. 
99ff.). Kennzeichnend für diese kontroversen 
Debatten ist u. a. die Form der Kommunikation, 

die von den beteiligten Akteuren bis dato ver-
folgt wurde. Bis weit in die 1980er Jahre hinein 
war die Kommunikation in der Endlagerdebat-
te einseitig geprägt, da Behörden und Wissen-
schaftler unter Zuhilfenahme von Wahrschein-
lichkeitsrechnungen die Bevölkerung informier-
ten. Ziel dieser Art von Kommunikation war 
es, die Bürger über spezifische Sachverhalte in 
Kenntnis zu setzen – ein Rückkopplungsprozess 
seitens der Bevölkerung war nicht geplant. Nach 
dieser „Informationsphase“ folgte eine Phase, 
die sich durch „erzieherische“ Komponenten 
auszeichnete. Informationen wurden hierbei mit 
Warnungen und Mahnungen versehen, die ent-
sprechende Verhaltensweisen erzeugen sollten 
(Renn/Gallego Carrera 2010, S. 85f.).

Sowohl die erste als auch die zweite Phase 
der Kommunikation sprachen dem Bürger jegli-
che Form von „Mündigkeit“ ab4. Erst in jüngster 
Zeit, in der dritten Phase, können Anzeichen einer 
Zwei-Wege-Kommunikation und damit auch der 
Zuspruch zur „Mündigkeit“ des Bürgers erkannt 
werden. Aktive Teilhabe am Austauschprozess 
sowie Gestaltung und Bewertung von Entschei-
dungen sind wesentliche Bestandteile einer Zwei-
Wege-Kommunikation. Das Ziel dieser Kommu-
nikationsform ist es, mittels einer umfassenden 
Problemrahmung sowie gegenseitiger Lernbe-
reitschaft Vertrauen zwischen den einzelnen Ak-
teuren aufzubauen und somit die Grundlage für 
eine allgemein akzeptierte Entscheidungsfindung 
zu legen (Renn/Gallego Carrera 2010, S. 87f.).

Eine Zwei-Wege-Kommunikation setzt so-
mit immer Akteure voraus, die einen Sachverhalt 
regelgeleitet und möglichst diskursiv erörtern. 
Doch wie kann solch eine Kommunikation in dem 
konfliktbehafteten Technikfeld der Kernenergie 
überhaupt angewendet bzw. wie kann sie unter 
verschiedenen zukünftigen Rahmenbedingungen 
umgesetzt werden, speziell wenn das kerntechni-
sche Verfahren in der Bevölkerung kaum bekannt 
ist? Dieser Frage gehen wir nachstehend am Bei-
spiel der Anwendung von P&T-Verfahren in vier 
potenziellen Zukunfts-Szenarien nach.

1 Chancen und Risiken von P&T

Verfahren der Partitionierung und Transmutation 
(P&T) werden seit den 1970er Jahren sowohl in 
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3. Verteilungskonflikt: Dieser Konflikt bezieht 
sich auf die Frage, wer einen Nutzen bzw. ein 
Risiko aus der Nutzung von P&T hat.

Angesichts dieses potenziellen Konfliktausmaßes 
scheint die Berücksichtigung gesellschaftlicher 
Implikationen der P&T-Forschung bzw. -Anwen-
dung eine wesentliche Ermessensgrundlage für 
politische Entscheidungen zu sein. Denn nicht al-
les, was technisch machbar ist, ist auch gleichzei-
tig gesellschaftlich akzeptabel. Die deutsche Bun-
desregierung steht vor der Entscheidung, ob und  
inwieweit P&T-Verfahren ein Baustein der natio-
nalen nuklearen Entsorgungsstrategie sein könnte. 
In diesem Abwägungsprozess müssen technische 
bzw. sicherheitstechnische, ökologische, ökono-
mische und soziale Chancen und Risiken des Ver-
fahrens berücksichtigt werden. Mögliche Chancen 
können z. B. in der schnelleren Abnahme der ge-
samten Radioaktivität und der Reduktion des End-
lagervolumens für wärmeentwickelnde radioakti-
ve Abfälle liegen, aber auch im Kompetenzerhalt 
im Bereich der Kernenergie (acatech 2011). Als 
potenzielle Risiken sind beispielsweise das neu 
hinzukommende Ökotoxizitätspotenzial durch die 
P&T-Anlagen für Mensch und Umwelt sowie der 
Zeitrahmen und die Kosten des Anlagenbaus, -be-
triebs und -rückbaus (Lübbert/Ahlswehde 2008) 
zu nennen. Die begrenzte Auswirkung von P&T 
auf die Endlagergröße ist ebenso in Betracht zu 
ziehen wie die Frage nach den Einstellungen der 
Standortbevölkerung gegenüber dem Bau von 
P&T-Anlagen.

Aus diesem Grund hatten das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
und das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) ein interdisziplinäres For-
schungsprojekt in Auftrag gegeben, um die techni-
schen und gesellschaftlichen Chancen und Risiken 
von P&T anhand von Szenarien zu untersuchen. 
Das übergeordnete Ziel war es, eine sachgerechte 
und ausgewogene Grundlage zur Entscheidungs-
findung bezüglich der zukünftigen Positionierung 
Deutschlands in Fragen der P&T-Forschung zu er-
arbeiten.6 Im Folgenden werden basierend auf den 
Forschungsergebnissen die vier wesentlichen Ent-
wicklungspfade für P&T in Deutschland skizziert 
und abschließend Handlungsempfehlungen und 
Kommunikationsstrategien für den zukünftigen 
Umgang mit P&T dargestellt.

Europa als auch im außereuropäischen Ausland 
erforscht (Feder 2009; Knebel/Salvatores 2011). 
Bislang bezogen sich diese Forschungsaktivitäten 
in erster Linie auf naturwissenschaftlich-techni-
sche Arbeiten mit dem Ziel, die Machbarkeit und 
Eignung der P&T-Verfahren zu prüfen und zu 
demonstrieren. Hierbei wurde unter anderem der 
Frage nachgegangen, ob bzw. inwieweit P&T das 
Gefährdungspotenzial von radioaktiven Abfällen 
verringern kann. Insbesondere die Möglichkeit, 
das Gefährdungspotenzial im späteren Zeitver-
lauf der abklingenden Radioaktivität signifikant 
zu verringern, erscheint in Zeiten, in denen aus 
langzeit-sicherheitstechnischen Gründen die End-
lagerung hochradioaktiver Brennstäbe von ca. ei-
ner Million Jahre als Referenzgröße gilt (AkEnd 
2002, S. 96; DAEF 2014), als erstrebenswert.

Während europaweit bereits mehrere Endla-
ger für schwach- und mittelradioaktive Abfälle5 
existieren und auch in Deutschland mit der Er-
richtung des Endlagers Konrad (Salzgitter) eine 
Endlagerstätte für vernachlässigbar wärmeentwi-
ckelnde Abfälle gebaut wird, ist bislang weltweit 
noch kein Endlager für wärmeentwickelnde Ab-
fälle in Betrieb. Eine Lösung ist hierfür jedoch 
besonders wichtig, da wärmeentwickelnde Ab-
fälle 99 Prozent der gesamten Radioaktivität aller 
Abfälle enthalten (BfS 2012). Die Lösung für die 
Endlagerung von wärmeentwickelnden Abfällen 
drohte bislang weniger an wissenschaftlich-tech-
nischen Aspekten der Endlagerung zu scheitern 
als an gesellschaftlichen Widerständen (Hocke/
Grunwald 2006, S. 14).

Im Falle von P&T lassen sich im Wesentli-
chen drei Konfliktlinien aufzeigen:

1. Bewertungskonflikt: Diese Konfliktart ist 
klassischerweise in der Wissenschaft ange-
siedelt und bezieht sich auf widersprüchliche 
Bewertungen faktischer Grundlagen (Nen-
nen/Garbe 1996).

2. Wertekonflikt: Dieser Konflikt beruht auf der 
Frage nach der Legitimation von Entschei-
dungskompetenzen und -befugnissen sowie 
auf nicht erfüllten Gerechtigkeitsansprüchen. 
Die Bürgerinnen und Bürger verfügen über 
ein gewandeltes Selbstverständnis und klagen 
ihr Mitspracherecht bei Entscheidungen, die 
sie betreffen, verstärkt ein (Gallego Carrera 
2013a; Ruddat/Renn 2012).
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2 Mögliche Szenarien von P&T in 
Deutschland

Grundlage für die Projektarbeit waren insgesamt 
vier gesellschaftliche Entwicklungsszenarien 
(sog. Basis-Szenarien)7. Die zentralen Merkma-
le (Deskriptoren) der Basis-Szenarien waren die 
Chancen und Risiken, welche mit P&T verbun-
den werden. Hierbei bildeten die Szenarien den 
Zeitraum von 2012 (Startjahr) bis 2150 (Zieljahr) 
ab, wobei der Ausstieg aus der Kernenergienut-
zung in Deutschland als Voraussetzung galt.

Im Basis-Szenario 1 („Abstinenz“) wird 
P&T in und von Deutschland nicht betrieben. 
Dieses Szenario dient als Bezugspunkt (Referenz-
Szenario) für den Vergleich mit anderen Szenari-
en. Im Basis-Szenario 2 („Forschungspartizipati-
on“) betreibt Deutschland nationale Forschung im 
Rahmen europäischer Forschungsinitiativen und 
beteiligt sich an europäischen sowie internationa-
len Forschungsprogrammen. Im Land selbst wer-
den jedoch keine eigenen P&T-Anlagen gebaut.

Im Basis-Szenario 3 („Europäische Sys-
tempartizipation“) betreibt Deutschland ein na-
tionales Forschungsprogramm und beteiligt sich 
sowohl aktiv an internationalen Forschungspro-
grammen als auch an europäischen Initiativen 
zur Errichtung von P&T-Anlagen. Im Land selbst 
werden jedoch wie im Szenario „Forschungspar-
tizipation“ keine eigenen P&T-Anlagen gebaut. 
Im Basis-Szenario 4 („Anwendung in Deutsch-
land“) schließlich wird P&T in Deutschland ak-
tiv als ein Teil der Endlagerstrategie betrieben.

Die skizzierten Basis-Szenarien wurden auf 
der Grundlage eines breiten Methodenmixes um 
gesellschaftliche Entwicklungspfade erweitert. 
Dies beinhaltete eine umfangreiche Literaturre-
cherche zur systematischen Erfassung der De-
skriptoren, die Diskussion einer bewussten Aus-
wahl dieser Deskriptoren auf einem Experten-
workshop im November 2012 in Berlin sowie die 
Chancen-Risiko-Abschätzung im Rahmen eines 
Gruppendelphi (vgl. Webler et. al 1991). Außer-
dem wurden Leitfadeninterviews mit Vertretern 
von Umweltschutzgruppen und Bürgerbewegun-
gen zu Chancen und Risiken von P&T durch-
geführt sowie Gutachten zu den ökonomischen, 
ökologischen und juristischen Aspekten von P&T 
in Auftrag gegeben, deren Ergebnisse ebenfalls in 
die Szenariobildung eingingen.8 Allerdings muss 

einschränkend gesagt werden, dass trotz dieses 
systematischen, multimethodischen Vorgehens 
aufgrund des langen Zeithorizonts sowie der viel-
fältigen möglichen Entwicklungen bedeutende 
Unsicherheiten in der Bewertung gesellschaftli-
cher Optionen der P&T-Nutzung verbleiben.9 Die 
vier Szenarien lassen sich wie folgt skizzieren.10

2.1 Abstinenz

Im Szenario „Abstinenz“ wird das P&T-Verfah-
ren gar nicht auf die bis zum Ausstieg anfallen-
den abgebrannten Brennstoffe angewandt. Für 
dieses Szenario können die Mengen an wärme-
entwickelnden, radioaktiven Abfällen, die in ei-
nem Endlager in Deutschland entsorgt werden 
müssen, in sehr guter Annäherung bereits heute 
abgeschätzt werden.11 Dieses Zukunftsbild dient 
als Bezugspunkt für den Vergleich mit anderen 
Szenarien (Referenz-Szenario).

Da im Referenz-Szenario keine P&T statt-
findet, wirkt es sich nicht auf gesellschaftlich re-
levante Gesichtspunkte, wie z. B. das Ökotoxizi-
tätspotenzial, die Akzeptanz gegenüber P&T-An-
lagen sowie juristische Aspekte aus. Allerdings 
kommen in diesem Szenario ökonomische As-
pekte besonders zum Tragen. Falls sich Deutsch-
land nicht an P&T-Forschung und Entwicklung 
beteiligt, könnten einerseits die nicht anfallenden 
Forschungsausgaben für P&T im Rahmen der 
Energiewende in andere energiepolitische Pro-
jekte investiert werden, z. B. im Bereich erneu-
erbare Energien oder Netzausbau (Opportunitäts-
kosten12). Andererseits ist dann jedoch eine Dritt-
mitteleinwerbung für P&T insbesondere durch 
Förderinstrumente von EURATOM nicht mehr 
möglich. Außerdem ist von indirekten ökonomi-
schen Nachteilen durch Arbeitsplatz- und Kom-
petenzverlust im nukleartechnischen Bereich und 
insbesondere in Reaktorsicherheitsfragen auszu-
gehen. Eine Abwanderung von international an-
erkannten Fachkräften und Wissenschaftlern ins 
Ausland ist hierbei sehr wahrscheinlich. Daraus 
resultiert eine verminderte Kompetenz in nukle-
artechnischen Fragen im Inland und damit einher-
gehend ein etwaiger Verlust an Mitgestaltungs-
möglichkeiten in internationalen Gremien wie 
der International Atomic Energy Agency (IAEA) 
oder der Nuclear Energy Agency (NEA). Zudem 
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wicklung, Errichtung, F&E-Nutzung und den ge-
meinsamen Betrieb von europäischen Anlagen. 
Die technischen Analysen zeigen, dass eine we-
sentliche Verringerung des Aufkommens wärme-
entwickelnder Abfälle, der thermischen Leistung 
und der Gesamtaktivität durch die Anwendung 
von P&T im europäischen Maßstab erfolgen 
kann. Allerdings ist wegen der bereits verglasten 
Abfälle aus der Wiederaufarbeitung, die nicht 
weiter behandelt werden sollen, der Effekt für 
ein Endlager in Deutschland begrenzt.

Durch ein solches Szenario, in dem euro-
päische Länder die Anlagen gemeinsam nutzen 
und deren Kosten teilen, ergeben sich einige 
Chancen. Mögliche Vorteile für Deutschland 
liegen z. B. in geringeren Investitionskosten, an-
teiligen Stilllegungskosten und Anteilen an den 
Forschungs- und Entwicklungskosten sowie im 
Verzicht auf den Bau neuer Anlagen innerhalb 
Deutschlands. Problematisch könnte der damit 
verbundene Eindruck sein, dass sich Deutsch-
land damit an den nuklearen Zielen der anderen 
europäischen Staaten indirekt beteiligt, wie etwa 
dem weiteren Ausbau der Kernenergie in Europa 
oder der Nutzung der in der Phase der Partitio-
nierung gewonnenen Kernbrennstoffe für neue 
Reaktoren. Diese Ziele sind mit denen des deut-
schen Kernenergieausstiegs nicht vereinbar.

Für den Fall, dass eine oder mehrere euro-
päische Anlagen errichtet werden, in denen auch 
deutsche Abfälle behandelt werden, muss ein 
entsprechender Transport der Abfälle dorthin ge-
währleistet werden. Transporte bedeuten immer 
auch zusätzliche Unfall- und Emissionsrisiken 
und vor allem Widerstände in der Bevölkerung. 
Wenn allerdings mit diesen Transporten eine 
wesentliche Entlastung in der Entsorgung radio-
aktiver Abfälle in Deutschland verbunden wäre, 
kann ein solcher Transport auch der Bevölkerung 
vermittelbar sein.

Im Vergleich zur Anwendung von P&T in 
Deutschland bestehen im europäischen Szenario 
gesellschaftliche Chancen für die Realisierung 
von P&T. Je nach Standort der Anlage(n) jenseits 
der deutschen Landesgrenzen kann in Deutsch-
land mit moderater Akzeptanz gerechnet werden. 
Die deutschen Medien werden wahrscheinlich – 
wenn überhaupt – tendenziell negativ über Pla-
nung, Bau und Betrieb berichten. Allerdings spielt 

könnte die Abstinenzstrategie eine künftige Be-
teiligung an einer europäischen Lösung für P&T-
Anlagen unmöglich machen.

2.2 Forschungspartizipation

Im Szenario „Forschungspartizipation“ inves-
tiert Deutschland sowohl im nationalen als auch 
im europäischen Rahmen (solange keine endgül-
tige Entscheidung über die Durchführung oder 
den Verzicht auf das P&T-Verfahren getroffen 
wurde) in Forschung und Entwicklung. Diese 
Arbeiten sollen helfen, die anstehenden Heraus-
forderungen besser zu verstehen sowie Nutzen 
und Risiken einer möglichen Weiterverfolgung 
von P&T abzuschätzen. Auf die in Deutschland 
zu entsorgenden Abfallmengen hat dieses Szena-
rio zunächst keine Auswirkungen.

Dieses Szenario birgt gesellschaftlich gese-
hen voraussichtlich die meisten Chancen, wäh-
rend die Risiken gleichzeitig minimiert werden. 
Forschung und Entwicklung werden in der deut-
schen Bevölkerung prinzipiell eher wohlwollend 
aufgenommen, weshalb nur von vereinzelten Wi-
derständen auszugehen ist. Insofern würde P&T 
seitens der Medien eher positiv bewertet werden, 
da in diesem Szenario Deutschland die Kompe-
tenz behält, um eigenständige Beurteilungen der 
Sicherheit ausländischer P&T-Anlagen vorzu-
nehmen und in internationalen Gremien wie der 
IAEA oder OECD/NEA mitzuwirken. Die öko-
logischen und ökonomischen Auswirkungen in 
Deutschland sind weitgehend vernachlässigbar. 
Allerdings ergeben sich indirekte positive öko-
nomische Effekte, die sich im Kompetenz- und 
Arbeitsplatzerhalt sowie in potenziellen zukünf-
tigen Handlungsoptionen ausdrücken.

2.3 Europäische Systempartizipation

Im Szenario „Europäische Systempartizipation“ 
beteiligt sich Deutschland nicht nur an europä-
ischen Forschungsvorhaben, sondern auch an 
großtechnischen P&T-Anlagen auf europäischer 
Ebene. Dieser Ansatz erfordert eine enge Zu-
sammenarbeit mit anderen europäischen Län-
dern innerhalb eines klar definierten normativen 
Rahmens und ermöglicht eine gemeinsame Ent-
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für Häufigkeit und Tendenz eine Rolle, ob die 
Anlage(n) im Hinblick auf Deutschland grenznah- 
oder grenzfern gebaut werden. Durch die Auftei-
lung der Kosten auf mehrere Länder werden die 
finanziellen Belastungen aufgeteilt und sind somit 
eher tragbar. Allerdings können durch erhöhten 
Abstimmungs- und Koordinationsbedarf in der 
Auftragsvergabe auch erhebliche Mehrkosten für 
Bau und Inbetriebnahme der P&T-Anlage(n) an-
fallen. Das Ökotoxizitätspotenzial, das die deut-
sche Bevölkerung betrifft, fällt geringer aus, so-
fern die P&T-Anlage(n) nicht grenznah gebaut 
werden. Die Beteiligung an europäischen For-
schungsaktivitäten ermöglicht den Kompetenz-
erhalt in der Reaktorphysik und Anlagensicher-
heit in Deutschland sowie für Technologien im 
Bereich der Hochtemperaturanwendungen und 
sichert Deutschland hierdurch auch in Zukunft die 
Kompetenz zur unabhängigen sicherheitstechni-
schen Beurteilung ausländischer P&T-Anlagen.

2.4 Anwendung von P&T in Deutschland

Im Szenario „Anwendung von P&T in Deutsch-
land“ wird mindestens eine P&T-Anlage in 
Deutschland gebaut und betrieben.13 Dieses Sze-
nario schließt die Entwicklung und Errichtung 
aller erforderlichen Anlagen (Partitionierung ab-
gebrannter Brennstoffe, Fabrikations- und Trans-
mutationsanlagen usw.) ein. Dabei sind verschie-
dene technische Optionen zu berücksichtigen. 
Wie im Szenario „Europäische Systempartizi-
pation“ kann sich das Aufkommen wärmeentwi-
ckelnder Abfälle, die thermische Leistung und 
die Gesamtaktivität in Folge von P&T signifi-
kant verringern. Allerdings ist wegen der bereits 
verglasten Abfälle, die nicht weiter behandelt 
werden sollen, der Effekt begrenzt.

Auf der gesellschaftlichen Ebene spricht 
wenig für eine isolierte Anwendung von P&T 
in Deutschland. Die Akzeptanz für den Neubau 
von P&T-Anlagen durch potenzielle Anlagen-
standortgemeinden sowie durch die deutsche 
Bevölkerung im Allgemeinen kann als gering 
eingestuft werden. Skeptische Medienberichte 
können dieses negative Meinungsbild verstär-
ken. Für Mensch und Umwelt bestehen aufgrund 
des radiologischen sowie nicht-radiologischen 
Ökotoxizitätspotenzials von P&T-Anlagen zu-

sätzliche Risiken. Aufgrund der relativ gerin-
gen Abfallmengen wird sich aus ökonomischer 
Sicht der Bau und Betrieb von einer oder meh-
reren P&T-Anlage(n) in Deutschland vermutlich 
nicht rechnen. Positiv anzumerken ist, dass der 
Betrieb einer P&T-Anlage in Deutschland den 
inländischen Kompetenzerhalt in der Reaktor-
physik und Anlagensicherheit unterstützt, in-
dem spezifische Konzepte für P&T entwickelt 
werden, die mit dem Ausstiegsbeschluss aus der 
Kernenergie vereinbar sind. Grundsätzlich sind 
auch verschiedene Kombinationen aus den Sze-
narien „Europäische Systempartizipation“ und 
„Anwendung von P&T in Deutschland“ vor-
stellbar, in denen Teile der Prozesse in Europa 
zusammengefasst werden, manche Anlagen aber 
national betrieben werden. Dieses Vorgehen 
wurde bereits in der Vergangenheit bei der Tren-
nung von Wiederaufarbeitung (international) 
und Reaktorbetrieb (national) genutzt.

3 Fazit und Empfehlungen zur 
Risikokommunikation

Im Hinblick auf den Titel des Beitrages und die 
Frage, ob P&T eine kerntechnische Zukunftsop-
tion ist, kann anhand der Szenarien postuliert 
werden, dass die Verbindung von Forschungs-
szenario und Europäischer Systempartizipation 
eine attraktive Variante darstellt. Durch intensi-
vere Forschung könnten die Chancen und Risi-
ken von P&T genauer überprüft und neue Kennt-
nisse gewonnen werden. Momentan ist aber noch 
nicht absehbar, ob, bzw. inwieweit andere euro-
päische Staaten auf lange Sicht in den Erhalt oder 
sogar in die Ausweitung nuklearer Stromerzeu-
gung investieren und dabei auch speziell P&T-
Anlagen als Teil ihrer Strategien integrieren. Au-
ßerdem bleibt offen, welche Fortschritte es bei 
P&T hinsichtlich der Effektivität und Effizienz 
geben wird. Wie der Stand der Technik aussehen 
wird, wenn ein Endlager in Deutschland oder in 
einem anderen europäischen Land in Betrieb ge-
hen wird, lässt sich jetzt kaum vorhersagen. Es 
ist jedoch zu erwarten, dass die Leistungsfähig-
keit von P&T in der Zukunft ansteigt. Deshalb 
erscheint für einen Zeitraum von beispielsweise 
10 bis 15 Jahren eine Kontinuität im bestehen-
den Forschungsprogramm, verbunden mit dem 



SCHWERPUNKT

Seite 44 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis 25. Jg., Heft 1, April 2016 

4. Ziele formulieren
Klare Etappen und Ziele der Kommunikation 
mit etwaigen Rückschrittmöglichkeiten, die 
sich beispielsweise aufgrund von Lernpro-
zessen ergeben, sind zu etablieren und bereits 
zu Beginn des Kommunikationsprozesses zu 
formulieren.

5. Kommunikationsinhalte formulieren
Das Auffinden eines Mittelmaßes zwischen 
Verständnis und Komplexität ist eine wichtige 
Voraussetzung, um Kommunikationsinhalte 
zielgruppenspezifisch passend zu formulieren. 
Oberste Priorität sollte die Verständlichkeit der 
Kommunikationsinhalte für alle haben.

6. Kommunikationsmittel wählen
Die Kombination und Qualität der Kommuni-
kationsmittel ist ausschlaggebend für eine ge-
lingende Kommunikation. Die Mittel müssen 
hierbei an die Rahmenbedingungen ange-
passt, akteursspezifisch und zielorientiert ein-
gesetzt werden.15

7. Ablauf der Kommunikation festlegen
Der Ablauf der Kommunikation sollte schritt-
weise erfolgen und immer in Bezug auf die zur 
Verfügung stehenden Ressourcen realistisch 
und umsetzbar sein. Die Kommunikation soll-
te hierbei flexibel und zielgruppenspezifisch 
sein, um etwaige nötige Anpassungsschritte 
vornehmen zu können. Das Setzen von sog. 
„Milestones“ hilft dabei, das Ziel in realisti-
schen Etappen zu erreichen. Jede Kommuni-
kationshandlung sollte das Ziel verfolgen, 
Vertrauen herzustellen und zu wahren.

Sowohl im Szenario Forschungspartizipation 
als auch im Szenario Europäische Systeminteg-
ration ist somit eine proaktive Kommunikation 
anzuraten. Dies bedeutet, dass eine Kommunika-
tion bereits bei Initiierung, Planung und Umset-
zung des Vorhabens kontinuierlich durchgeführt 
werden sollte. Anbieten würden sich z. B. geziel-
te Informationen der Öffentlichkeit oder das An-
gebot eines verstetigten Gesprächsaustausches 
mit unterschiedlichen Akteursgruppen, z. B. in 
Form von gemeinsamen Themen- und Diskus-
sionsveranstaltungen. Im Falle des Szenarios 
Forschungspartizipation wird sicherlich eine 
intensivere und auf wechselseitigen Dialogen 
ausgerichtete Kommunikation mit der Standort-
bevölkerung durchgeführt werden müssen. Die 

potenziellen Ziel der Integration in ein europä-
isches Forschungsprogramm und der Prüfung 
einer europäischen Beteiligung, denkbar. Durch 
dieses zeitlich gestaffelte Vorgehen könnten die 
Vorteile beider Optionen (Kompetenzerhalt bzw. 
zukünftige Nutzung von P&T sowie Risikomini-
mierung) verbunden werden.

Im Hinblick auf die Risikokommunikati-
on kann gesagt werden, dass diese als ein sich 
wandelnder Prozess zu betrachten ist, der sich 
im Laufe des Verfahrens verändern und weiter-
entwickeln kann. Bei Nutzung von P&T sollte 
es die primäre Aufgabe sein, Austauschprozesse 
anzustoßen und den Informationsfluss unter den 
divergierenden Akteuren aufrecht zu erhalten. 
Hierbei sollten sowohl die Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Kommunikation stattfindet, 
objektive und subjektive Wissensbestände und 
Erfahrungen sowie die Werte und Wünsche der 
Akteure offen kommuniziert und berücksichtigt 
werden. Ziel sollte es sein, alle interessierten und 
beteiligten Akteure auf der Basis von Sachinfor-
mationen und eigenen Wertvorstellungen dazu in 
die Lage zu versetzen, ein rational begründbares 
Urteil über den Umgang mit P&T zu treffen. Ei-
nige allgemeine Regeln der Kommunikations-
führung14 können hier sowohl für das Szenario 
Forschungspartizipation als auch für das Szena-
rio Europäische Systemintegration mit bedacht 
werden (vgl. Gallego Carrera 2014, S. 15ff.):

1. Ausgangslage analysieren
In einem ersten Schritt bedarf es der Analy-
se der Ausgangslage. Fragestellungen, die es 
zu klären gilt, sind beispielsweise: Welche 
Akteure sind in die Kommunikation einzu-
binden? Welche Bedürfnisse und Problemde-
finitionen liegen vor und unter welchen Rah-
menbedingungen wird die Kommunikation 
stattfinden?

2. Zielgruppen identifizieren
Bei der Zielgruppendefinition liegt das Au-
genmerk auf der von einer Entscheidung 
betroffenen Bevölkerung sowie auf die Mei-
nungsführer aus Wirtschaft, Politik und (or-
ganisierter) Zivilgesellschaft.

3. Kommunikationsregeln festlegen
Zu Beginn einer Kommunikation sind die 
Kommunikationsregeln festzulegen und an-
zuerkennen.
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Tatsache, dass P&T in der breiten Bevölkerung 
kaum bekannt ist, erschwert es, eine gemeinsa-
me Informationsgrundlage zu finden, von der aus 
die Kommunikation starten kann. Insofern ist im 
Falle des Szenarios Forschungspartizipation ne-
ben der Kommunikation mit der Standortbevöl-
kerung insbesondere auch die Informationsarbeit 
für die interessierte und allgemeine Bevölkerung 
zu fokussieren. Informationen über Onlineplatt-
formen der Bundesministerien oder eine gezielte 
Platzierung von Informationen in den Medien er-
scheinen daher sinnvoll.

Im Europäischen Szenario hängen die zu er-
greifenden Kommunikationsmaßnahmen im gro-
ßen Maße davon ab, ob die P&T-Anlagen grenz-
nah oder grenzfern gebaut werden. Zweifellos 
müssen kommunikative Maßnahmen wesentlich 
intensiver ausfallen, je näher die Anlagen an der 
deutschen Grenze liegen. In diesem Fall wird das 
Interesse der Medien wie auch die direkte Be-
troffenheit der Bevölkerung deutlich höher aus-
fallen. Unerlässlich erscheint auch hier ein zwei-
stufiges Vorgehen, das zum einen eine vertiefte 
Informationsarbeit vorsieht, zum anderen aber 
auch eine offene Dialogbereitschaft signalisiert.

Allgemein betrachtet gilt es festzuhalten, 
dass Entscheidungen, die die Lebenswelt der 
Bürgerinnen und Bürger beeinflussen, von diesen 
möglichst frühzeitig begleitet und vielfach auch 
aktiv mitgestaltet werden sollten. Zweiseitig aus-
gerichtete Kommunikationsprozesse bieten die 
Möglichkeit, Dialoge unter den Leitlinien der 
Transparenz, Problemadäquatheit, Fairness und 
argumentativen Nachvollziehbarkeit zu initiie-
ren. Wie auch immer die Entwicklung von P&T 
in Deutschland sich vollziehen wird, sie kann 
nicht völlig losgelöst von der Gesellschaft erfol-
gen. Ein frühzeitiges Kommunikationsangebot an 
alle interessierten Akteure scheint daher geboten.

Anmerkungen

1) Dieser Artikel basiert auf Ergebnissen des For-
schungsprojekts „Gesellschaftliche Implikatio-
nen der Transmutations- und Partitionierungs-
forschung“ (kurz: GESI-PT). Das dem Artikel 
zugrundeliegende Vorhaben wurde mit Mitteln 
des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung unter dem Förderkennzeichen GE-
SI2012B gefördert.

2) Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 15. Juli 1985 (BGBl. Jg. 1985, Teil 
I, S. 1565ff.), das durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. April 2013 (BGBl. Jg. 2013, Teil I, S. 
921ff.) geändert wurde.

3) StrlSchV ist die Abkürzung für die Verordnung 
über den Schutz vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen (Strahlenschutzverordnung vom 20. Juli 
2001 (BGBl. Jg. 2001, Teil I, S. 1714; Jg. 2002, 
Teil I, S. 1459), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 
7 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. Jg. 
2012, Teil I, S. 212ff.) geändert wurde).

4) Unter dem Begriff „Mündigkeit“ soll an dieser 
Stelle in Anlehnung an Renn et al. (2005, S. 11) 
die Fähigkeit bezeichnet werden, auf Basis der 
Kenntnis faktisch nachweisbarer Konsequenzen 
von Ereignissen eine persönliche Beurteilung 
der Ereignisse sowie derer Konsequenzen vor-
nehmen zu können.

5) Zum Beispiel die Lager Loviisa und Olkiluoto in 
Finnland oder SFR Forsmark in Schweden.

6) Die Ergebnisse des Projekts „Gesellschaftliche 
Implikationen der Transmutations- und Partitio-
nierungsforschung (GESI-PT)“ (Laufzeit: Sep-
tember 2012 bis Februar 2014) wurden in der 
acatech Studie „Partitionierung und Transmuta-
tion: Forschung – Entwicklung – Gesellschaft-
liche Implikationen“ zusammengefasst (Renn 
2013). In einer acatech Position wurden auf-
bauend auf den Ergebnissen der acatech Studie 
Empfehlungen zum künftigen Umgang mit P&T 
an Akteure aus Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft gegeben (acatech 2014). Der vorliegende 
Artikel basiert auf zentralen Auszügen aus die-
sen beiden Publikationen.

7) Unter einem Szenario wird dabei ein mögliches 
Zukunftsbild verstanden, wie die Gesellschaft als 
Ganzes oder ein bestimmter Ausschnitt der Ge-
sellschaft aussehen kann (Gausemeier et al. 1996).

8) Für Details zur Methodik Renn (2013, Kap. 8).
9) Alle vier Szenarien gehen davon aus, dass der 

Beschluss der Bundesregierung zum Ausstieg 
aus der Kernenergienutzung bis zum Jahre 2022 
und zur Endlagerung von wärmeentwickelnden, 
hochradioaktiven Abfällen an einem Standort 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land weiterhin Bestand hat. Das bedeutet, dass 
eine Nutzung von Uran zur Energieerzeugung in 
Deutschland in den Szenarien nicht vorgesehen 
ist. Allerdings wird angenommen, dass andere 
europäische Staaten weiterhin Kernenergie als 
Energiequelle nutzen werden.

10) Ausführlich zu den Szenarien Renn (2013).
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Deutsches Atomforum, 2012: Sichere Kernenergie; 
http://www.kernenergie.de/kernenergie/themen/si-
cherheit/sichere-kernenergie.php (download 18.2.13)
EC – Europäische Kommission (Hg.), 2010: Europäer 
und nukleare Sicherheit. Bericht: Eurobarometer Spe-
zial 324; http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/
ebs/ebs_324_de.pdf (download 23.7.15)
Feder, T., 2009: Need for Clean Energy, Waste Trans-
mutation Revives Interest in Hybrid Fusion-fission 
Reactors. In: Physics Today 62/7 (2009), S. 24
Gallego Carrera, D., 2013a: „Dialog statt Konfron-
tation. Bürgerbeteiligung beim Aus- und Umbau des 
Energiesystems“. In: et – Energiewirtschaftliche Ta-
gesfragen 63/3 (2013), S. 100–103
Gallego Carrera, D., 2013b: Viele unterschiedliche 
Wege – ein gemeinsames Ziel. Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei der Suche nach einem Endlager für hoch-
radioaktive Abfälle. In: Müller, M.C.M. (Hg.): Endla-
gersuche gemeinsam mit den Bürgern! Information, 
Konsultation, Dialog, Beteiligung. Loccumer Proto-
kolle 21/13 (2013), Rehbourg-Loccum, S. 99–120
Gallego Carrera, D., 2014: Kommunikation bei der 
Endlagerung radioaktiver Abfälle. In: Hilpert, J; Wist, 
S.-K. (Hg.): Innovativ und Partizipativ. Einblicke in 
die Arbeit von DIALOGIK. Stuttgarter Beiträge zur 
Risiko- und Nachhaltigkeitsforschung Bd. 30. Stutt-
gart, S. 15–24
Gallego Carrera, D.; Hampel, J., 2013: „Die Situati-
on der Kernenergie nach Fukushima – Wahrnehmung 
der Öffentlichkeit und politische Entscheide“. In: In-
ternationale Zeitschrift für Kernenergie 58/3 (2013), 
S. 175–180
Gausemeier, J.; Fink, A.; Schlake, O., 1996: Szena-
rio-Management – Planen und Führen mit Szenarien. 
München
Hocke, P.; Grunwald, A., 2006: Wohin mit dem radio-
aktiven Abfall? Perspektiven für eine sozialwissen-
schaftliche Endlagerforschung. Berlin
Informationskreis Kernenergie (Hg.), 2007: Kern-
energie Basiswissen; http://www.kernenergie.de/
kernenergie-wAssets/docs/service/018basiswissen.
pdf (download 23.7.15)
Kals, E.; Sirrenberg, M., 2012: „Ist Fukushima schon 
vergessen?“ In: AGORA – Magazin der Katholischen 
Universität Eichstädt-Ingolstadt 28/1 (2012), S. 14–
15; http://www.ku.de/fileadmin/190302/Agora/KU_
Agora_2012-1_druck.pdf (download 23.7.15)
Knebel, J.; Fazio, C.; Maschek, W. et al., 2013: Was tun 
mit dem nuklearen Abfall? In: Spektrum der Wissen-
schaft Februar 2013, S. 34–41; http://www.spektrum.de/
magazin/was-tun-mit-dem-nuklearen-abfall/1178937 
(download 16.3.16)

11) Das entspricht circa 28.000 Kubikmeter Brutto-
volumen, d. h. benötigtes Endlagervolumen (Renn 
2013, S. 66).

12) Unter Opportunitätskosten werden entgangene 
Gewinne verstanden, die aufgrund der Nicht-Nut-
zung einer Möglichkeit (Opportunität) entstehen.

13) Eine präzise Aussage über die genaue Zahl der 
P&T-Anlagen ist zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund 
verbleibender Unsicherheiten nicht möglich. Die 
Anzahl wird unter anderem vom Stand der Tech-
nik zum Zeitpunkt der Anlagenplanung abhängen.

14) Diese Regeln können sowohl von den Behörden 
allgemein als auch von den Instanzen, die den 
Kommunikationsprozess durchführen (Mediato-
ren, Wissenschaftler etc.), angewendet werden.

15) So gibt es beispielsweise unterschiedliche For-
mate der Kommunikation je nach Adressat und 
Fragestellung. Will man ein möglichst breit ge-
fächertes erstes Meinungsbild zu einem Thema 
haben, dann eignet sich die Methode „World-Ca-
fé“ sehr gut. Will man themenspezifisches Hin-
tergrundwissen zu einer konkreten Fragestellung 
detailliert aufarbeiten, so können Fokusgruppen 
durchgeführt werden. Will man hingegen aus-
schließlich informieren, so können Informations-
flyer verteilt werden oder Informationssprech-
stunden abgehalten werden (weiterführend zu 
Kommunikationsformaten Steyaert et al. 2006).
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